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Antrag für eine Auskunftsstelle 

 

In der Vergangenheit hat es sich des öfteren gezeigt, dass die vielen 

vorhandenen Hilfs- und Beratungsangebote im Stadtteil nicht zwingend von 

ihren Zielgruppen wahrgenommen werden. Es gibt sowohl staatliche als auch 

halbstaatliche und private bzw. Vereinsangebote, so dass es sinnvoll 

wäre, eine zentrale Auskunftsstelle oder ein vergleichbares Angebot 

einzurichten. Solche Angebote sind nicht immer statisch, sondern 

verändern sich, so dass ein Flyer alleine nicht ausreicht. Es gibt ja 

nicht nur Altenbetreuung, Flüchtlingshilfe, Schularbeitenhilfe, 

Demenzangebote, Bürgersersvicecenter, Angebote der Kirchengemeinden, 

sondern noch vieles mehr, aber das ist meistens nur Insidern bekannt. 

Auch die gepriesene Telefonnummer 115 hilft nicht zwingend weiter, da 

diese nur zur Stadtvermittlung 361-0 weitergeleitet wird  und daher nur 

innerhalb des Behördenapparates weitervermitteln kann. Es ist also 

sinnvoll, eine stadtteilbezogene oder evtl. auch Bremen-Nord bezogene 

Auskunftsstelle einzurichten, die auf entsprichende Nachfragen kompetente 

Auskunft geben kann. 

 

Der Beirat Blumenthal fordert den Senator für Inneres auf, eine zentrale 

(evtl. auch telefonische) Auskunftsstelle für Blumenthal (alternativ für 

ganz Bremen-Nord) einzurichten, die alle Angebote, die von Bürgern in 

Anspruch genommen werden können und für sie  zur Verfügung stehen, 

kompetent erfasst und zeitnah darüber Auskunft geben kann. 

 

Anke Krohne 
für die Fraktion DIE LINKE 
im Beirat Bremen-Blumenthal 
 


